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 GdR  Aufsatz

Friedrich Finkenstein*

Bonn oder Berlin? Die deutsche Hauptstadtfrage
nach 1989
Historische und verfassungsrechtliche Hintergründe, Verlauf und Argumente einer Debatte 
im Deutschen Bundestag – eine Fallbearbeitung in »Verfassungsgeschichte der Neuzeit«

Der vorliegende Aufsatz wurde im Sommersemester 2024 im 
Anschluss an die Vorlesung »Verfassungsgeschichte der Neu-
zeit« von Prof. Dr. Thomas Mann an der Georg-August-Uni-
versität Göttingen angefertigt und als juristische Zwischen-
prüfungshausarbeit eingereicht. Die Bearbeitung von Friedrich 
Finkenstein wurde mit 17 Punkten bewertet.

AUFGABENSTELLUNG 

1) Schildern Sie anhand der Protokolle der Weimarer 
Nationalversammlung die Hintergründe, Positionen und 
Argumente sowie den Beratungsverlauf im sog. »Flaggen-
streit«.

2) Schildern Sie anhand der Protokolle des Deutschen 
Bundestages die Hintergründe, Positionen und Argumente 
sowie den Beratungsverlauf in der sog. »Hauptstadtfrage« 
nach der deutschen Wiedervereinigung.

BEARBEITUNGSVERMERK:

Bearbeiten Sie nur eines der beiden alternativ genannten 
Themen.

[bearbeitet wurde vorliegend Thema 2]

*   Friedrich Finkenstein studiert seit dem Wintersemester 2023/24 Rechts-
wissenschaften an der Georg-August-Universität Göttingen und war bis 
zum Beginn seines Erasmus-Auslandsaufenthalts (ab Wintersemester 
2025/26) studentischer Mitarbeiter am Lehrstuhl für Deutsche Rechtsge-
schichte und Bürgerliches Recht von Prof. Dr. Eva Schumann.
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BEARBEITUNG

A.  Einleitung 

Der Duden erklärt, eine Hauptstadt sei die »politisch be-
deutendste Stadt eines Landes, in der sich (in der Regel) 
der Regierungssitz befindet«. 1 Der Begriff der Hauptstadt 
wird rechtlich ebenfalls als das politische – unter Umständen 
auch kulturelle, wirtschaftliche oder wissenschaftliche – 
Zentrum eines Staates interpretiert. 2 Das Grundgesetz 
(Art. 22 I 1 GG) bestimmt Berlin zur Hauptstadt der Bundes-
republik Deutschland und weist ihm die gesamtstaatliche 
Repräsentation, also ein zum Ausdruckbringen der Eigen-
heiten Deutschlands und seines Bildes nach außen wie innen, 
als Aufgabe zu. 3 Gerade weil Deutschland auf keine jahr-
hundertealte Hauptstadttradition zurückblicken kann, ent-
behrte die Frage nach seiner Hauptstadt jedem historischen 
Determinismus. 4 Umso kontroverser gestaltete sich diese 
Debatte im Zuge der sog. Deutschen Wiedervereinigung. 
Schließlich erwies sich die Bundestagsentscheidung vom 
20.6.1991 als wegweisend bei der Lösung dieser Frage. Im 
Folgenden soll untersucht werden, welche historischen 
und rechtlichen Vorstellungen und Entwicklungen der Ent-
scheidung des Bundestages zugrunde lagen, welche Stand-
punkte und Argumente den damaligen Diskurs bestimmten 
sowie welche Bedeutung jenem Beschluss für Standort, 
Charakter und Verständnis der Hauptstadt des wiederver-
einten Deutschlands zukommt. 

B.  Historischer Kontext der Hauptstadtdebatte

I.  Historische Entwicklung deutscher Hauptstädte 

Im territorial stark zersplitterten Heiligen Römischen Reich 
(800-1806) bildete sich bis zu seinem Ende kein klares ad-
ministratives Zentrum mit Sitz der wichtigsten Reichs-
behörden heraus. 5 Aufgrund der Macht der Landesherren 
trugen sich die politischen Auseinandersetzungen vielmehr 
auf Hof- bzw. Reichstagen mit wechselnden Standorten 
aus. 6 Frankfurt a. M. etablierte sich im 19. Jh. als Bundes-
stadt des Deutschen Bundes und als Tagungsort der ersten 
Deutschen Nationalversammlung zum politischen Zentrum 
neben den Hauptstädten Preußens und Österreichs. 7 Nach 
der Gründung des Deutschen Reiches (1871) konzentrierten 
sich ohne explizite verfassungsrechtliche Regelung die 
politische Macht sowie sämtliche oberste Reichsorgane 
wie selbstverständlich in Berlin. 8 Trotz der doppelten Aus-

1   Dudenredaktion/Duden, https://www.duden.de/rechtschreibung/
Hauptstadt, zuletzt abgerufen am 24.9.2024.
2   v. Münch/Kunig/Heck, GG, 7. Aufl. (2021), Art. 22 Rn. 9.
3   Dreier/Wieland, GG, 3. Aufl. (2015), Art. 22 Rn. 33.
4   Kirsch, Hauptstadt – zum Wesen und Wandel eines nationalen Symbols, 
1. Aufl. (2005), S. 51 ff.
5   Pagenkopf, Die Hauptstadt in der deutschen Rechtsgeschichte, in: Boor-
berg Wissenschafts Forum Bd. 11, 1. Aufl. (2004), 1 (31, 54).
6   Kirsch (Fn. 4), S. 64.
7   Winkler, Wie wir wurden, was wir sind – eine kurze Geschichte der Deut-
schen, 1. Aufl. (2020), S. 38.
8   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (135 ff.).

rufung der Republik (9.11.1918) in Berlin verlagerte sich die 
verfassunggebende Nationalversammlung in das namens-
prägende Weimar. 9 Hauptstadt des Bundesstaates mit 
Sitz der obersten Verfassungsorgane und zentraler Ort des 
politischen Geschehens blieb indes Berlin, obwohl sich dazu 
abermals keine ausdrückliche Bestimmung in der Weimarer 
Reichsverfassung fand. 10 Im NS-Regime fungierte Berlin als 
das politische und administrative Zentrum von Staat und 
NSDAP und sollte zu »Germania«, der monumentalen 
Hauptstadt eines deutschen Weltreiches, avancieren. 11

II.  Berlin nach 1945 

Nach der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht 
am 8.5.1945 übernahmen die Alliierten die Staatsgewalt 
in Deutschland und errichteten in Berlin eine gemeinsame 
Alliierte Militärkommandantur sowie den Sonderstatus einer 
Vier-Sektoren-Stadt gemäß dem Potsdamer Abkommen. 12 
Das Scheitern dieses Status-quo im Juni 1948 mündete in 
die sowjetische Blockade West-Berlins und die berüchtigte 
»Luftbrücke« durch die Westalliierten. 13 Völkerrechtlich 
betrachtet gehörte während des Kalten Krieges weder der 
West-Teil Berlins zur BRD noch der Ost-Teil zur DDR. 14 

III.   Hauptstadtfrage in der BRD

Die Wahl des Tagungsortes des Parlamentarischen Rates zur 
Ausarbeitung der Verfassung eines westdeutschen Staates 
fiel vor allem wegen regionaler und Zonenerwägungen 
auf Bonn. 15 Das am 23.5.1949 in Kraft getretene Grund-
gesetz traf keine Regelung über die Hauptstadt oder den 
Sitz der obersten Verfassungsorgane. 16 Der provisorische 
Charakter der neuen Verfassung spiegelte sich ebenfalls in 
der am 10.5.1949 vom Parlamentarischen Rat gefassten Ent-
scheidung zugunsten von Bonn als Sitz von Regierung und 
Parlament wider. 17 Genau dieses Provisorium war ausschlag-
gebend für viele Parlamentarier*innen von CDU/CSU, nicht 
für das historisch als Krönungs-, Bundes- und Nationalver-
sammlungsstadt aufgeladene und von der SPD favorisierte 
Frankfurt a. M., sondern für Bonn als »vorläufigen Sitz 

9   Willoweit/Schlinker, Deutsche Verfassungsgeschichte – Vom Franken-
reich bis zur Wiedervereinigung Deutschlands, 8. Aufl. (2019), § 37 Rn. 4 ff. 
10   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (148 ff.).
11   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (161); Minkenberg, Macht und Architektur – Haupt-
stadtbau, Demokratie und die Politik des Raumes, 1. Aufl. (2020), S. 132.
12   Frotscher/Pieroth, Verfassungsgeschichte, 19. Aufl. (2021), § 20 
Rn.  689  ff.; Stolleis, Besatzungsherrschaft und Wiederaufbau deutscher 
Staatlichkeit 1945–1949, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland Bd. 1, 3. Aufl. (2003), § 7 
Rn. 32.
13   Winkler (Fn. 7), S. 118.
14   Kirsch (Fn. 4), S. 60.
15   Mußgnug, Zustandekommen des Grundgesetzes und Entstehung der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland Bd. 1, 3. Aufl. (2003), § 8 
Rn. 36.
16   Stern/Schmidt-Bleibtreu, Einigungsvertrag und Wahlvertrag, in: Stern/
Schmidt-Bleibtreu (Hrsg.), Verträge und Rechtsakte zur deutschen Einheit 
Bd. 2, 1. Aufl. (1990), 1 (38).
17   Frotscher/Pieroth (Fn. 12), § 21 Rn. 799.
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der Bundesorgane« zu stimmen. 18 Der Deutsche Bundes-
tag bestätigte diese Weichenstellung und unterstrich damit 
den vorübergehenden Status Bonns als Parlaments- und 
Regierungssitz. 19 Bedeutsam war die Differenzierung 
zwischen »Hauptstadt« und »Sitz der leitenden Bundes-
organe« (Bundessitz) im parlamentarischen Sprachge-
brauch. 20 Offiziell fand der Titel »Bundeshauptstadt« erst 
im Bonn-Vertrag (1970) Anwendung. 21 Doch selbst das 
änderte wenig an der Vorläufigkeit dieser Zuweisung und der 
symbolisch-psychologischen Bedeutung Berlins in der BRD 
und für den empfundenen Anspruch auf Selbstbestimmung 
und Einheit vieler Deutscher. 22

IV.  Hauptstadtfrage in der DDR

Gem. Art. 2 S. 2 VerfDDR vom 7.10.1949 bildete »Berlin« 
(Ost-Berlin) die Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik. Dieser Status wurde durch die Westalliierten und 
die Regierungen der Bundesrepublik de jure jedoch bis zur 
Deutschen Wiedervereinigung nicht anerkannt. 23 Ost-Berlin 
etablierte sich als Sitz fast aller wichtigen Staats- und Partei-
organe dennoch schnell zum politischen Zentrum des neuen 
Staates. 24

V.  Wiedervereinigung

1.  Einigungsvertrag

In Folge des »Zehn-Punkte-Plans« von Bundeskanzler Kohl 
im November 1989 und der ersten freien Volkskammerwahl 
in der DDR am 18.3.1990 trieb DDR-Ministerpräsident de 
Maizière eine rasche Wiedereinigung voran. 25 Diese mündete 
in die am 1.7.1990 in Kraft tretende Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion als Vorstufe zur staatlichen Einheit. 26 
Während de Maizière und sein Parlamentarischer Staats-
sekretär Krause dafür plädierten, Berlin schon im Einigungs-
vertrag (EV; 3.10.1990) als »Hauptstadt des geeinten 
Deutschlands« festzulegen, beharrten viele Akteur*innen in 
der alten Bundesrepublik, allen voran Vertreter*innen Nord-
rhein-Westfalens, auf einer von Kohl zugesicherten Ent-
scheidung über Sitz von Parlament und Regierung nach der 
Wiedervereinigung. 27 Schließlich wurde sich durch Schäubles 

18   Feldkamp, Der Parlamentarische Rat 1948–1949 – Die Entstehung des 
Grundgesetzes, 1. Aufl. (1998), S. 139; Mußgnug (Fn. 15), § 8 Rn. 92 f.
19   Klein, Staatssymbole, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland Bd. 2, 3. Aufl. (2004), § 19 
Rn. 16.
20   Repkewitz, Berlin: Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschlands und 
eines vereinigten Deutschlands? Rechtliche Aspekte der Hauptstadtfrage, 
Zeitschrift für Parlamentsfragen 3/1990, 505 (509 f.).
21   Presse- und Informationsamt des Landes Berlin (Hrsg.), Berlin Hand-
buch – Das Lexikon der Bundeshauptstadt, 2. Aufl. (2003), S. 539.
22   Klein (Fn. 19), § 19 Rn. 16.
23   Presse- und Informationsamt des Landes Berlin (Fn. 21), S. 540.
24   Vgl. ebd.
25   Ipsen, Der Staat der Mitte – Verfassungsgeschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, 1. Aufl. (2009), S. 346 f.; Rödder, Geschichte der Wiederver-
einigung, 3. Aufl. (2020), S. 68.
26   Ipsen (Fn. 25), S. 347.
27  Görtemaker, Die Berliner Republik, in: Görtemaker/Kroll/Neitzel 

(westdeutscher Delegationsleiter) Vermittlung auf einen vor-
läufigen Kompromiss geeinigt und die Entscheidung an den 
Bundestag des vereinigten Deutschlands delegiert. 28 Art. 2 I 
EV definierte Berlin zwar als »Hauptstadt Deutschlands«, 
zugleich kam dieser Regelung zunächst kein Verfassungs-
rang zu. 29 Eine mögliche Trennung von Parlaments- und 
Regierungssitz verblieb eine Option. 30

2.  Öffentliche Stimmung im Vorfeld der Entscheidung

Die erste gesamtdeutsche Bundestagswahl (2.12.1990) 
wurde vom Themenkomplex der Deutschen Einheit über-
ragt. 31 Im 12. Deutschen Bundestag ergab sich erneut eine 
Mehrheit für die Regierungskoalition aus Union und FDP. 32 
Bundespräsident von Weizsäcker richtete am 24.2.1991 ein 
Memorandum an die Fraktions- und Parteivorsitzenden 
des Bundestages, in dem er erneut seine Unterstützung 
für Berlin bekundete und zur politischen Verantwortlich-
keit mahnte. 33 Den von der SPD am Vortag der Bundes-
tagsdebatte eingebrachten Antrag auf Volksentscheid über 
den  Parlaments- und Regierungssitz lehnte der Deutsche 
Bundestag mehrheitlich ab. 34

3.  Verfassungsrechtliche Erwägungen zum Begriff Haupt-
stadt

Zur Diskussion über die konkreten Folgen der Haupt-
stadt-Regelung im Einigungsvertrag sollte schließlich 
am 20.6.1991 eine parlamentarische Entscheidung gefällt 
werden. 35 Umstritten waren dabei die verfassungsrecht-
lichen Konsequenzen der Regelung »Hauptstadt Berlin«. 
Während bis 1945 die Hauptstadt gleichbedeutend mit dem 
Sitz der obersten Verfassungsorgane war, fielen Hauptstadt 
und Bundessitz nach 1945 auseinander (s.o.). Der Begriff 
der Hauptstadt kam im Grundgesetz zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht vor. 36 Es war denkbar, Berlin nun lediglich eine 
Hauptstadtrolle als Staatssymbol zuzuweisen. 37 Unter 
»Hauptstadt« wurde andererseits von einigen Stimmen 
das »politische Entscheidungszentrum eines Staates« mit 
Regierung (und teilweise Parlament) verstanden. 38 Trotz 
aller verfassungsrechtlichen Bedenken wurde in der Haupt-
stadtdebatte im Plenum auch die Frage nach räumlicher 

(Hrsg.), Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert, Bd. 16, 1. Aufl. (2009), 
1 (48).
28   Vgl. ebd.
29   Gröpl/Windthorst/von Coelln/von Coelln, Studienkommentar-GG, 
5. Aufl. (2022), Art. 22 Rn. 3.
30   Klein (Fn. 19), § 19 Rn. 17.
31   Von Beyme/Busch, Das politische System der Bundesrepublik Deutsch-
land – eine Einführung, 13. Aufl. (2023) S. 118. 
32   Frotscher/Pieroth (Fn. 12), § 25 Rn. 1046. 
33   Görtemaker (Fn. 27), 1 (49).
34   BT-PlPr. 12/34, S. 2739. 
35   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (191).
36   Heintzen, Die Hauptstadtfrage – Verfassungsrechtlich und rechtspoli-
tisch betrachtet, Zeitschrift für Politik 2/1990, 134 (134).
37   Wieland, Verfassungsrechtliche Probleme der Entscheidung über die 
künftige deutsche Hauptstadt, Der Staat 2/1991, 231 (232).
38   Heintzen (Fn. 36), 134 (138 f.).
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Einheit (»Schily-Antrag« 39) und Teilung (»Geißler-An-
trag« 40) der obersten Verfassungsorgane diskutiert. 41 Da 
beide Anträge keine Mehrheit im Parlament fanden und sich 
die Debatte vielmehr auf die grundsätzliche Entscheidung 
zwischen Berlin und Bonn als Regierungs- und Parlaments-
sitz konzentrierte, wird auf eine verfassungsrechtliche Ver-
tiefung an dieser Stelle verzichtet. 

C.  Hauptstadtdebatte im Deutschen Bundestag 
(20.6.1991) 

I.  Anträge 

Neben den beiden Anträgen zur räumlichen Teilung bzw. 
Einheit von Parlament und Regierung standen im Zentrum 
der Debatte vor allem einerseits der »Berlin-Antrag« 42 
um den Abgeordneten Thierse (»Vollendung der Einheit 
Deutschlands«), der eine Verlegung von Parlament und 
Kernbereich der Regierungsfunktionen nach Berlin und eine 
faire Arbeitsteilung mit Bonn beinhaltete und andererseits 
der »Bonn-Antrag« 43 um Blüm (»Bundesstaatslösung«) mit 
Regierungs- und Parlamentssitz in Bonn und einem Umzug 
von Bundespräsident und Bundesrat nach Berlin. Ergänzt 
wurde diese Gemengelage durch einen (später vor der Ab-
stimmung zurückgezogenen) weiterreichenden Berlin-An-
trag 44 der PDS/Linke Liste. 

II.  Debatte 

Die elfstündige Sitzung mit 109 Redebeiträgen und zahl-
reichen zu Protokoll gegebenen Reden war geprägt von einer 
würdevollen Atmosphäre und hohem Ernst. 45 Sowohl die 
fraktionsübergreifenden Bündnisse beim Einbringen der An-
träge als auch die Aufhebung der Fraktionsdisziplin ermög-
lichten eine Sternstunde des deutschen Parlamentarismus 
und einen enormen Bedeutungsgewinn der einzelnen Ab-
geordneten. 46

III.  Argumente während der Aussprache

a)  Für Bonn

aa)  Bonn als Ort gelungener und gelebter Demokratie

Bonn als Regierungs- und Parlamentssitz repräsentiere den 
freiheitlichsten und friedlichsten Abschnitt der deutschen 
Geschichte (Blüm). 47 Bonn habe laut Eppelmann dem west-

39   BT-Drs. 12/816, S. 1 f.
40   BT-Drs. 12/817, S. 1 f.
41   BT-PlPr. 12/34, S. 2735 ff.
42   BT-Drs. 12/815, S. 1 ff.
43   BT-Drs. 12/814, S. 1 ff.
44   BT-Drs. 12/818, S. 1 f.
45   Kießling, Berlin, in: Weidenfeld/Korte (Hrsg.), Handbuch zur deut-
schen Einheit 1949–1989–1999, 2. Aufl. (1999), 57 (63); BT-PlPr. 12/34, 
S. 2735 ff.
46   Winkler, Vom »Dritten Reich« bis zur Wiedervereinigung, in: Winkler 
(Hrsg.), Der lange Weg nach Westen, Bd. 2, 1. Aufl. (2000), 1 (608); Kirsch 
(Fn. 4), S. 67 f.
47   BT-PlPr. 12/34, S. 2737.

deutschen Staat und seiner Demokratie einen guten Ruf 
in der Welt eingebracht, der schließlich maßgeblich für 
das Vertrauen anderer Staaten bei der Deutschen Einheit 
war. 48 Süssmuth erkannte in den in Bonn getroffenen Ent-
scheidungen ebenfalls eine maßgebliche Ermöglichung der 
Einheit. 49 Eine Verlegung von Parlament und Regierung 
würde Bonn als Symbol von 40 Jahren gelungener Demo-
kratie und Deutschlands Ansehen in der Welt (Baum) 50 
sowie den »prätentionslosen Neuanfang Deutschlands in 
Trümmern« (Eppelmann) 51 infrage stellen und die Funktions-
fähigkeit des politischen Betriebs gefährden (Baum) 52. In 
Meinungsumfragen in der alten Bundesrepublik im Vorfeld 
der Debatte wünschten sich jüngere Personen mehrheit-
lich einen Verbleib in Bonn, während ältere Bürger*innen 
tendenziell einen Umzug von Parlament und Regierung nach 
Berlin befürworteten. 53

bb)  Föderalismus-Argument: Gegen Zentralismus und Berli-
ner Dominanz 

Waigel unterstrich darüber hinaus die Unverzichtbarkeit 
des Föderalismus und die Bedeutung und Vielfalt der ver-
schiedenen Zentren und Ballungsräume in Deutschland. 54 
Andere Redner*innen wiesen auf das Risiko einer mög-
lichen Sogwirkung einer übermächtigen Hauptstadt wie im 
Vereinigten Königreich oder Frankreich hin (Blüm) 55 oder 
mahnten die Möglichkeit einer hemmenden Wirkung für die 
Entwicklung der neuen Bundesländer durch eine zu starke 
Konzentration auf Berlin an (Fuchs) 56. Glotz zufolge bürge 
dies außerdem die Gefahr einer Degradierung der Landes-
hauptstädte und damit eine Schwächung des Föderalismus. 57 
Stattdessen sei vielmehr angesichts der europäischen Ent-
wicklung mehr Dezentralisierung und ein Konzept der Viel-
falt und Aufgabenteilung geboten (Baum). 58 

cc)  Westintegration und Europäisierung 

Bonn verkörpere die Westintegration und die Wiederauf-
nahme Deutschlands in die Gemeinschaft der freien Völker 
(Blüm). 59 An dieser Stelle hätten Adenauer die Brücke nach 
Westen und Brandt jene nach Osten geschlagen, ergänzte 
Glotz 60 und Ullmann betonte die besondere Bedeutung 
der deutsch-französischen Freundschaft, die mit den 
Regierungen in Bonn zusammenfiel. 61 Laut Baum entspräche 

48   BT-PlPr. 12/34, S. 2754.
49   BT-PlPr. 12/34, S. 2794.
50   BT-PlPr. 12/34, S. 2748.
51   BT-PlPr. 12/34, S. 2754.
52   BT-PlPr. 12/34, S. 2748.
53   Wengst, Wer stimmte für Bonn, wer für Berlin? Die Entscheidung über 
den Parlaments- und Regierungssitz im Bundestag am 20. Juni 1991, Zeit-
schrift für Parlamentsfragen 3/1991, 1 (4).
54   BT-PlPr. 12/34, S. 2752.
55   BT-PlPr. 12/34, S. 2737.
56   BT-PlPr. 12/34, S. 2761.
57   BT-PlPr. 12/34, S. 2755.
58   BT-PlPr. 12/34, S. 2747 f.
59   BT-PlPr. 12/34, S. 2738.
60   BT-PlPr. 12/34, S. 2755.
61   BT-PlPr. 12/34, S. 2753.
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Bonn als Symbol der europäischen Integration am ehesten 
dem wiedervereinten deutschen Bundesstaat in einem ver-
einten Europa. 62 Eine Abkehr von Bonn als Sinnbild für 
die supranationalen Visionen von Adenauer und anderen 
Kanzlern und eine Rückkehr nach Berlin käme einem Ab-
schwenken hin zu einem Europa der Vaterländer gleich 
(Glotz). 63 

dd)  Drohende Verluste für Stadt und Region 

Baum wies auf die unmittelbare Bedrohung von 100.000 
Arbeitsplätzen in Bonn und seiner Umgebung im Falle 
eines Umzuges nach Berlin hin. 64 Geißler hielt es sogar für 
anmaßend, binnen weniger Minuten über das Schicksal 
so vieler Menschen zu entscheiden. 65 Berlin würde laut 
ihm wenig gewinnen, Bonn hingegen viel verlieren und die 
Akzeptanz in der Bevölkerung würde gefährdet werden. 66 

ee)  Anti-Revisionismus-Argument

Einige Bonn-Befürworter*innen erkannten in einer mög-
lichen Verlegung des Parlaments- und Regierungsapparates 
nach Berlin eine Rückkehr zu vergangenen Zeiten. Blüm 
erblickte darin gar eine mögliche »Verlängerung der Ver-
gangenheit« und erläuterte gleichsam die Weiterentwicklung 
des deutschen Nationalstaates. 67 Die Demokratie in Deutsch-
land habe sich laut ihm nur jenseits von Berlin richtig ent-
falten können 68 und der alte Zustand sei unwiederbringlich 
(Baum) 69. 

ff)  Finanzielle Last

Die Verlegung des Parlamentes und der Regierung mit-
samt aller Mitarbeiter*innen und Räumlichkeiten sei 
schlicht zu teuer. Gerade Bundesfinanzminister Waigel maß 
den geschätzten Gesamtkosten von mindestens 30 bis 40 
Milliarden DM ein großes Gewicht bei und betonte die im 
Gegenzug drohende Kürzungen an anderer Stelle. 70 Baum 
warnte vor »ganz und gar unnötigen und überflüssigen« 
Problemen 71 und Fuchs erklärte, dass das für den Umzug 
»verschlungene« Geld an finanziellen Mitteln für die Ent-
wicklung der neuen Länder fehlen würde. 72

62   BT-PlPr. 12/34, S. 2748 f.
63   BT-PlPr. 12/34, S. 2755.
64   BT-PlPr. 12/34, S. 2748.
65   BT-PlPr. 12/34, S. 2742.
66   BT-PlPr. 12/34, S. 2742.
67   BT-PlPr. 12/34, S. 2737.
68   BT-PlPr. 12/34, S. 2737.
69   BT-PlPr. 12/34, S. 2747.
70   BT-PlPr. 12/34, S. 2751.
71   BT-PlPr. 12/34, S. 2748.
72   BT-PlPr. 12/34, S. 2761.

b)  Für Berlin 

aa)  »Worthalten« und Glaubwürdigkeit: Bekenntnisse vor 
1991

Schäuble hob die zweifellose Selbstverständlichkeit von 
Berlin als Hauptstadt des wiedervereinigten Deutschlands 
während der gesamten Zeit der Teilung hervor. 73 Gegen-
seitiger Verlass und Vertrauen seien für ihn unerlässlich 74, 
genauso wie für Brandt, der dies durch das Postulat »Teilung 
durch Worthalten« zusammenfasste 75 und einen Versuch 
anklagte, sämtliche Beschlüsse und Bekenntnisse nach 1949 
auszuhebeln 76. Berlin als neue Hauptstadt war laut Bundes-
außenminister Genscher außerdem Teil der Absprachen mit 
den internationalen Partner*innen. 77 De Maizière schilderte, 
dass die DDR in diesem Bewusstsein und im Vertrauen 
auf Grundsatztreue und Fairness der westdeutschen Seite 
dem Beitritt zur BRD zugestimmt habe. 78 Angesichts der 
drohenden Übergehung früherer Bekenntnisse warnte Gysi 
vor einem Verlust der internationalen Glaubwürdigkeit 79 
und Thierse prognostizierte einem Vertrauensverlust in die 
Demokratie 80. Der Deutsche Bundestag selbst bekannte sich 
sowohl am 30.9.1949 zu Berlin als Bestandteil der BRD und 
ihrer künftigen Hauptstadt 81 als auch am 3.11. desselben 
Jahres zur Verlegung des Sitzes der leitenden Bundesorgane 
in die Hauptstadt Berlin »sobald allgemeine, freie, gleiche, 
geheime und direkte Wahlen in ganz Berlin und der SBZ 
durchgeführt sind« 82. Am 6.2.1957 beschloss das Parlament 
erneut, dass Berlin die Hauptstadt »Deutschlands« sei. 83 
Rechtlich betrachtet bestand im Rahmen des Diskontinui-
tätsprinzips des Deutschen Bundestages gem. Art. 39 I 
GG allerdings keinerlei Bindung an derartige, in früheren 
Legislaturperioden getroffenen, Beschlüsse, was jedoch die 
politische Strahlkraft der Entscheidungen nicht minderte. 84 

bb)  Einheit als tatsächliche Veränderung der ganzen Republik 

Genscher stellte fest, dass durch die Einheit nichts bliebe 
und bleiben solle, wie es ist, und es auch bei solchen Ent-
scheidungen darauf ankäme, aufeinander zuzugehen. 85 Es 
käme laut Schäuble auf eine gemeinschaftliche Bereitschaft 
zur Veränderung an, in deren Zuge es auch in den alten 
Bundesländern nicht bleiben könne, wie es ist. 86 Für Thierse 
war ein tatsächlich neues Ost-West-Verhältnis und auf der 
westdeutschen Seite eine ähnliche Bereitschaft zu Gerechtig-

73   BT-PlPr. 12/34, S. 2746.
74   BT-PlPr. 12/34, S. 2746.
75   BT-PlPr. 12/34, S. 2749.
76   BT-PlPr. 12/34, S. 2750.
77   BT-PlPr. 12/34, S. 2832.
78   BT-PlPr. 12/34, S. 2775.
79   BT-PlPr. 12/34, S. 2744.
80   BT-PlPr. 12/34, S. 2739.
81   BT-PlPr. 1/11, S. 205 ff.
82   BT-PlPr. 1/14, S. 329 ff.
83   BT-PlPr. 2/190, S. 10809 ff.
84   Repkewitz (Rn. 20), 505 (510).
85   BT-PlPr. 12/34, S. 2832.
86   BT-PlPr. 12/34, S. 2746.
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keit, Ausgleich und Beweglichkeit entscheidend. 87 Vogel 
stellte herausfordernd den Gedanken in den Raum, ob der 
Einigungsprozess nur der Beitritt in etwas Unveränderliches 
und Fertiges sei 88 und Merkel fragte, wer nun für wie viel Ver-
änderung bereit sei und wie viel davon in der Bundesrepublik 
ertragen werden könne. 89 

cc)  Hauptstadt Berlin: mehr als ein Symbol 

Viele Abgeordnete wandten sich gegen einen oberflächlichen 
Hauptstadtstatus Berlins ohne Parlaments- und Regierungs-
sitz. So prangerte de Maizière an, dass den Beteiligten beim 
Einigungsvertrag kein »schizophrener« und sinnentleerter 
Hauptstadtbegriff vorgeschwebt habe. 90 Geißler hielt fest, 
dass der Sitz des Deutschen Bundestages entscheidend 
für die Identität der Hauptstadt sei. 91 Ähnlich äußerte sich 
Thierse in seinem Plädoyer für die Vollendung Berlins als 
Hauptstadt durch Verlegung des Parlaments als Herzstück 
der Demokratie. 92 Brandt führte die mangelnde Sinnhaftig-
keit einer »Hauptstadt eigens für Cocktailempfänge« an 93 
und Gysi ging soweit, ironischerweise zu postulieren, dass 
statt Berlin doch Bonn auch gleich die Hauptstadt werden 
könne 94. 

dd)  Freiheitliche Traditionen Berlins im Ost-West-Konflikt 

Berlin sei im Kalten Krieg die Hauptstadt der Freiheit und 
Symbol für Menschenrechte gewesen (Geißler). 95 Ullmann 
erinnerte an die wehenden sowjetischen Fahnen in Berlin als 
endgültige Manifestation der Befreiung Deutschlands und 
Europas, aber auch an das Ende der SED-Diktatur in Berlin. 96 
Der Widerstandsleistung der Berliner Stadtbevölkerung 
käme eine enorme Bedeutung für die spätere Einheit zu 
(Blüm). 97 Brandt betonte die historischen Verdienste Berlins 
während des sog. Volksaufstands in der DDR im Jahre 1953, 
der rückblickend als Ingangsetzung der freiheitlichen Ein-
heit Europas zu betrachten sei, sowie dass auch die Wiege 
der deutsch-westlichen Freundschaft an der Spree stünde. 98 
Vogel sprach sogar von Scham und Respektlosigkeit gegen-
über den Opfern jener historischen Ereignisse, falls für Bonn 
gestimmt werden sollte. 99

ee)  Einheit Europas und Öffnung nach Osten

Die Berlin-Befürworter*innen begriffen ihre Lösung 
gleichermaßen als die der europäischen Einheit am zuträg-
lichsten. Bundeskanzler Kohl wies auf die Bedeutung Berlins 

87   BT-PlPr. 12/34, S. 2739 f.
88   BT-PlPr. 12/34, S. 2760.
89   BT-PlPr. 12/34, S. 2837.
90   BT-PlPr. 12/34, S. 2776.
91   BT-PlPr. 12/34, S. 2741.
92   BT-PlPr. 12/34, S. 2739.
93   BT-PlPr. 12/34, S. 2750.
94   BT-PlPr. 12/34, S. 2745.
95   BT-PlPr. 12/34, S. 2742.
96   BT-PlPr. 12/34, S. 2752.
97   BT-PlPr. 12/34, S. 2736.
98   BT-PlPr. 12/34, S. 2750.
99   BT-PlPr. 12/34, S. 2760.

in seiner zentralen Funktion für die östliche Nachbarschaft 
in Europa hin 100 und Thierse erinnerte an die Verständigung 
mit Europa, zu dem nun auch der östliche Teil gehöre 101. 
Vogel warnte sogar vor nicht geahnten negativen Folgen 
einer Ablehnung Berlins gegenüber den östlichen Partnern 
in Europa. 102 Dass die deutsche und europäische Einheit zu-
sammengehören und eine Entscheidung für Berlin gleich-
bedeutend mit einer Entscheidung für die Überwindung 
der Teilung Europas sei, war auch Schäubles feste Über-
zeugung. 103 Brandt pflichtete ihm in einer Verortung Berlins 
als neuer Mitte Europas bei. 104 

ff)  Solidarität und gerechte Lastenverteilung der Deutschen 
Einheit 

Für Brandt kam es entscheidend auf spürbare und gelebte 
Solidarität mit Ostdeutschland an. 105 Thierse argumentierte 
mit einer Herstellung eines regionalen Gleichgewichts an-
gesichts des westdeutschen wirtschaftlichen Gewichts zu-
gunsten des Ostens und forderte eine durch gesamtdeutsche 
Solidarität mit dem Osten bekundete tatsächliche Einheit. 106 
Gysi maß der Entscheidung eine hohe Signalwirkung an 
die Menschen in den neuen Bundesländern und ihrem Ver-
trauen in den Aufschwung bei 107 und Merkel sprach sich in 
diesem Sinne für eine innere Einheit Deutschlands aus 108. 

gg)  Ort der gelebten Einheit und unmittelbarer Ost-West-Be-
gegnung 

Berlin sei immer der Brennpunkt der Teilung Deutsch-
lands und die Sehnsucht der Einheit gewesen (Kohl). 109 Gysi 
reflektierte, dass in keiner anderen Stadt östliche und west-
liche Probleme derartig aufeinanderstoßen und die Einheit 
so direkt sichtbar machen würden. 110   

IV.   Namentliche Abstimmung nach der Aussprache

Während auf den Berlin-Antrag 338 der abgegebenen 660 
Stimmen entfielen, votierten 320 Abgeordnete für den 
Bonn-Antrag. 111 Bei der Analyse der Abstimmung nach 
der Debatte lässt sich eine bemerkenswerte Tendenz der 
Abgeordneten in Abhängigkeit zu ihrer regionalen Her-
kunft, Teilungserfahrung und Konfession feststellen. 112 
Während Abgeordnete aus Nord- und Ostdeutschland, 

100   BT-PlPr. 12/34, S. 2758.
101   BT-PlPr. 12/34, S. 2739.
102   BT-PlPr. 12/34, S. 2760.
103   BT-PlPr. 12/34, S. 2747.
104   BT-PlPr. 12/34, S. 2750.
105   BT-PlPr. 12/34, S. 2749.
106   BT-PlPr. 12/34, S. 2740 f.
107   BT-PlPr. 12/34, S. 2745.
108   BT-PlPr. 12/34, S. 2837.
109   BT-PlPr. 12/34, S. 2757.
110   BT-PlPr. 12/34, S. 2744.
111   Wissenschaftliche Dienste Deutscher Bundestag, Vor 30 Jahren: Der 
Hauptstadtbeschluss vom 20. Juni 1991, https://www.bundestag.de/re-
source/blob/848106/ae4747b19fedb1851e6e3e93dc05fdde/Hauptstadtbe-
schluss-30-Jahre-data.pdf, zuletzt abgerufen am 12.10.2024. 
112   Wengst (Fn. 53), 1 (2 ff.).



122    GdR Aufsatz – Finkenstein: Bonn oder Berlin? Die deutsche Hauptstadtfrage nach 1989	 GRZ

protestantischer Konfession oder aus den neuen Bundes-
ländern stammend besonders häufig für Berlin stimmten, er-
langte es bei katholischen oder westdeutschen Abgeordneten 
und jenen aus dem Süden oder Westen der Republik weniger 
Zustimmung. 113 Jeweils eine knappe Mehrheit der SPD und 
der Union favorisierte Bonn, wohingegen die Abgeordneten 
der FDP, der PDS/Linke Liste und des Bündnis 90/Grüne 
mehrheitlich für Berlin stimmten. 114 

D.  Berlin-Bonn-Gesetz 1994

Das sog. Berlin-Bonn-Gesetz wurde am 10.3.1994 vom 
Bundestag verabschiedet. 115 Das Gesetz war als Kompromiss-
entscheidung angelegt und bestimmte dem Bundestags-
beschluss (s.o.) folgend Berlin zum Sitz von Bundestag 
sowie Bundesregierung und gleichzeitig Bonn zur »Bundes-
stadt« als Teil einer funktionellen Arbeitsteilung mit 
Berlin. 116 Es kam beispielweise gem. § 7 zum Verbleib bzw. 
der Neueinrichtung von Bundesbehörden und gem. § 6 zu 
darüber hinausreichenden institutionellen und finanziellen 
Kompensationen. 117 Der Hauptstadtbegriff für Berlin wurde 
nun von einem formellen zu einem materiellen durch das 
ursprüngliche Kriterium des Sitzes der wichtigsten Ver-
fassungsorgane angereichert. 118

E.  Hauptstadtbau und Umzug 

Im Rahmen umfassender Stadtplanung in Berlin setzte 
sich entgegen der Sorge vor möglichen imperialistischen 
Versuchungen eine demokratische Verlässlichkeit durch, 
die architektonisch eindeutig mit den vordemokratischen 
Traditionen der Stadt brach. 119 Die Bundesregierung zog 
wie der Bundestag im Sommer 1999 nach Berlin um.  120 Das 
neu errichtete Bundeskanzleramt unterstreicht durch seine 
moderne Monumentalität die Stellung des Kanzlers als 
»Solitär der Richtlinienkompetenz« und der rekonstruierte 
Reichstag prägt mit seiner Kuppel (»post-nationale Ikone«) 
charakteristisch das Stadtbild. 121 Der Bundespräsident 
residiert seit 1994 vollständig in Schloss Bellevue und der 
Bundesrat zog 2000 nach Berlin. 122 Insgesamt ist im heutigen 
Berlin mit Blick auf seine staatliche Repräsentation ein relativ 
hohes Maß an demokratischer Formsprache zu erkennen. 123

113   Vgl. ebd. 
114   Winkler (Fn. 46), 1 (608 f.).
115   BT-PlPr. 12/216, S. 18589 ff.
116   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (190).
117   Klein (Fn. 19), § 19 Rn. 19.
118   Pagenkopf (Fn. 5), 1 (224 f.).
119   Minkenberg (Fn. 11), S. 136 f. 
120   Wolfrum, Deutschland von der Wiedervereinigung bis zur Gegen-
wart 1990–2021, in: Benz (Hrsg.), Gebhardt: Handbuch der deutschen Ge-
schichte Bd. 24, 10. Aufl. (2023), 1 (47).
121   Minkenberg (Fn. 11), S. 140.
122   Minkenberg (Fn. 11), S. 142 ff.
123   Minkenberg (Fn. 11), S. 150.

F.  Föderalismusreform 2006

Erst im Zuge der Föderalismusreform von 2006 wurde der 
Status Berlins als Bundeshauptstadt gem. Art. 22 I 1 GG 
endgültig auf Verfassungsrang gehoben. 124 

G.  Fazit

Die Entscheidung zwischen zeremonieller und funktioneller 
Hauptstadt hat der Deutsche Bundestag am 20.6.1991 zu-
gunsten einer Hauptstadt-Identität Berlins als Sitz von Parla-
ment und Regierung getroffen und damit die historische 
Trennung zwischen Hauptstadt und Bundessitz über-
wunden. 125 Keine der Berlin gegenüber empfundenen Sorgen 
hat rückblickend einen realen Niederschlag gefunden. 126 Die 
Rückkehr des Regierungskerns nach Berlin, das dadurch 
als Hauptstadt seine traditionelle Funktion wiedererlangt, 
markierte die Transformation der »Bonner Republik« zur 
»Berliner Republik«. 127 Die Epochenzäsur von 1989/90 
setzte eine umfassende Veränderung der politischen 
Rahmenbedingungen in Gang, sodass sich dieser Begriff 
auch jenseits der Hauptstadtfrage rechtfertigen lässt. 128 Es 
wird außerdem deutlich, wie eng die Frage nach der Haupt-
stadt mit einem individuellen Bekenntnis zu verschiedenen 
deutschland- und europapolitischen Visionen und Priori-
täten eines vereinigten Deutschlands verknüpft war.

124   Gröpl/Windthorst/von Coelln/von Coelln (Fn. 29), Art. 22 Rn. 3.
125   Kirsch (Fn. 4), S. 67; Pagenkopf (Fn. 5), 1 (195).
126   Kirsch (Fn. 4), S. 71.
127   Görtemaker (Fn. 27), 1 (8).
128   Görtemaker (Fn. 27), 1 (8).
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